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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Das im März 2018 eingereichte Postulat Feri (sp, AG) forderte vom Bundesrat einen
Bericht zur «Umsetzung des Verfassungsauftrages zur Gleichstellung von Frau und
Mann». Es gebe Kantone, welche zu wenig für die Gleichstellung unternähmen, obwohl
diese längst in der Verfassung verankert sei und die Schweiz 1997 das «Übereinkommen
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau» (Cedaw) der UNO ratifiziert
habe, so Feri. Sie wollte deshalb vom Bundesrat erstens wissen, welche Kantone «in
welcher Art und Weise, mit welchen Projekten [und] mit welchen Mitteln» gegen noch
immer vorherrschende Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern vorgehe; zweitens,
wie die Umsetzung des «Verfassungsauftrags zur Gleichstellung von Frau und Mann»
beaufsichtigt werde und welche Sanktionierungsmöglichkeiten es gegenüber Kantonen
gebe, welche diesen Auftrag missachten; und drittens, welche Möglichkeiten es gebe,
«gegen eine mangelhafte oder fehlende Umsetzung des Verfassungsauftrags zur
Gleichstellung von Frau und Mann» rechtlich «respektive klageweise» vorzugehen.
Der Bundesrat liess im Mai 2018 verlauten, dass der Bund bezüglich Gleichstellung der
Geschlechter einen regelmässigen Austausch mit den Kantonen pflege und man etwa
mit der SKG über eine entsprechende Plattform verfüge, wo dieser Austausch
ermöglicht werde. Auch müssten Kantone «über Stellen mit den notwendigen
Fachkenntnissen, Kompetenzen und Ressourcen verfügen», damit die im Cedaw
verankerten Aufgaben erfüllt werden können. Diesbezüglich habe die Schweiz bereits
2016 vom zuständigen UNO-Ausschuss die Empfehlung erhalten,
Gleichstellungsfachstellen sowohl auf Bundes- als auch auf Kantonsebene zu stärken.
Ein dazugehöriger Bericht sei wie von diesem Ausschuss gefordert bereits in
Entstehung. Ein weiterer Bericht würde wegen der vielen Überschneidungen gemäss
Bundesrat keinen Mehrwert bringen, weshalb er das Postulat zur Ablehnung empfahl.
Im Mai 2020 wurde das Postulat in der grossen Kammer behandelt. Hier betonte Karin
Keller-Sutter, dass eine Mehrheit im Saal sicherlich mit Feris Ausführungen einig sei. Sie
verwies aber auf den bereits in der schriftlichen Antwort erwähnten Bericht, welchen
die Schweiz im Dezember 2018 bei der UNO eingereicht habe und Ende 2020 bereits
zum wiederholten Male aktualisieren werde. Dieser Bericht nehme die Anliegen des
Postulats bereits auf weshalb dieses abzulehnen sei. Der Rat folgte den Empfehlungen
der Bundesrätin und lehnte das Postulat mit 83 zu 106 Stimmen (0 Enthaltungen) ab. Die
links-grünen Parteien unterlagen in der Abstimmung einer weitestgehend
geschlossenen Mehrheit der bürgerlich-konservativen Fraktionen der SVP und FDP,
auch die Mitte-Parteien stimmten dagegen. 1

POSTULAT
DATUM: 05.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Kinder- und Jugendpolitik

Die Eidgenössische Kommission für Jugendfragen (EKJ) forderte in ihrer
Vernehmlassung zur Totalrevision der Bundesverfassung einen eigentlichen
Jugendartikel. Es wäre unannehmbar, wenn die neue Verfassung die Jugend nur in
Zusammenhang mit Sport explizit erwähnen würde. Es gelte in erster Linie, eine
Verfassungsgrundlage für das Bundesgesetz über die Förderung der ausserschulischen
Jugendarbeit zu schaffen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.04.1996
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat war bereit, dem Anliegen einer besonderen Erwähnung der Kinder und
Jugendlichen entgegen zu kommen, allerdings nur in abgeschwächter Form, die den im
Nationalrat vorgebrachten Bedenken Rechnung trug. Trotz allmählicher Annäherung der
Standpunkte brachten die weiteren Runden der Differenzbereinigung keinen für beide
Kammern akzeptablen Text hervor, weshalb schliesslich die Eingungskonferenz eine
Kompromisslösung erarbeitete. Sie schlug vor, in einem ersten Absatz festzuhalten,
dass Kinder und Jugendliche Anspruch auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und
auf Förderung ihrer Entwicklung haben; Abs. 2 besagt, dass sie ihre Rechte im Rahmen
ihrer Urteilsfähigkeit ausüben. Die beiden Reizworte «Rechte» und «harmonische
Entwicklung» waren damit beseitigt, der Grundsatz aber doch beibehalten. In dieser
Form wurde der Artikel von beiden Kammern verabschiedet. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1998
MARIANNE BENTELI
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Alterspolitik

Im Nationalrat wurde der Antrag Spoerry von einer rechtsbürgerlichen Minderheit unter
Fischer (svp, AG) eingebracht und zwar in der Form der Zusammenfassung beider
Absätze in einen Abs. 1. Da zu diesem Alinea SP-Anträge für eine geschlechtsneutrale
Formulierung auch im Französischen und Italienischen eingereicht waren, diese Frage
aber generell erst vor Abschluss der Gesamtberatung geregelt werden sollte, wurde die
Diskussion darüber verschoben – und angesichts der weiteren Beschlüsse der Räte gar
nicht mehr aufgenommen. Gegen einen Antrag Leuba (lp, VD), der dem Ständerat beim
ganzen Artikel folgen wollte, nahm der Nationalrat mit 101 zu 55 Stimmen den Antrag
seiner Kommission zu Abs. 2 an und fügte so die Begriffe der Lebensform und der
psychischen Behinderung ein. Zwei Minderheitsanträge vor allem aus den Reihen der
SP, welche einerseits die geschlechtliche Orientierung und den Zivilstand, anderseits
das Alter ausdrücklich erwähnen wollten, wurden nach ausgiebiger Diskussion mit 85 zu
70 resp. 86 zu 69 Stimmen verworfen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1998
MARIANNE BENTELI

In seiner zweiten Lesung trug der Ständerat dem deutlichen Ergebnis in der grossen
Kammer Rechnung und übernahm diskussionslos die Version des Nationalrates.
Ebenfalls ohne Opposition passierte der von seiner Kommission aufgenommene Begriff
des Alters. Der Berichterstatter gab zu bedenken, je mehr Diskriminierungskriterien
aufgeführt würden, desto mehr könnte der Anschein erweckt werden, dass diejenigen
benachteiligt werden dürften, die nicht erwähnt sind, weshalb zumindest das Alter
auch speziell genannt sein müsse. Der Nationalrat hiess daraufhin stillschweigend
diesen Zusatz ebenfalls gut. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.1998
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 2020, S. 164 ff.
2) Presse vom 17.2.96; BüZ, 16.2.96; SGT, 17.4.96.
3) AB NR, 1998, S. 1765 ff.; AB NR, 1998, S. 2366 ff.; AB NR, 1998, S. 2598 ff.; AB SR, 1998, S. 1102; AB SR, 1998, S. 1339 ff.; AB
SR, 1998, S. 692
4) AB NR, 1998, S. 655 ff.; AB NR, 1998, S. 660 ff.
5) AB NR, 1998, S. 1756 ff.; AB SR, 1998, S. 691
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